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Einleitung

A. Problemaufriss und Untersuchungsgegenstand

Als ertragsteuerneutral übertragbare Sachgesamtheit ist der umwandlungs-
steuerliche Teilbetrieb (vgl. §§ 15, 16, 20, 24 UmwStG) ein Dauerbrenner des 
deutschen Umwandlungssteuerrechts. Unzählige Judikate und Literaturveröf-
fentlichungen zeugen seit geraumer Zeit von seiner hervorgehobenen Stellung 
im steuerjuristischen Diskurs, der nicht abzureißen scheint1. Auch in der 
M&A- und Umstrukturierungspraxis steht der umwandlungssteuerliche Teil-
betrieb hoch im Kurs, insbesondere wenn der permanente Wandel2 einer Un-
ternehmens- bzw. Konzernstruktur die rechtliche Verselbständigung einer 
operativen Einheit eines Unternehmens erforderlich macht: So werden eigen-
ständige Geschäftsbereiche regelmäßig als steuerliche Teilbetriebe auf Toch-
tergesellschaften ausgegliedert oder auf andere Gruppengesellschaften abge-
spalten, um beispielsweise steuerneutral Holding- oder Joint Venture-Struktu-
ren zu errichten,3 einen Share Deal oder Börsengang vorzubereiten4 oder in 
die Rechtsform der SE zu wechseln5.6 

1  S. zuletzt etwa Kußmaul/Gottfreund, StB 2020, 321, 324 f.; Micker/Uphues, Ubg 
2021, 320, 321 ff.; Gude, DStR 2022, 1463, 1465 ff.; Uphues, DStR 2022, 2521 ff.; 
Uphues, DStR 2022, 2584 ff.

2  Dieser folgt aus den ständigen Änderungen der wirtschaftlichen und rechtlichen 
bzw. steuerlichen Rahmenbedingungen einer Unternehmung (vgl. zum Ganzen etwa 
Herzig, in: Steuerrecht und steuerorientierte Gestaltungen im Konzern, S. 85, 86 f.; 
Stangl, in: Kessler/Kröner/Köhler, Konzernsteuerrecht, § 4, Rn. 201). S. eingehend 
zu  den ökonomischen Grundlagen von Umstrukturierungen Kraft, in: DStJG 
Bd. 43  (2020), S. 33 ff.; ders., in: Kraft/Edelmann/Bron, UmwStG, Kap. I Grundla-
gen, Rn. 429 ff.

3  Vgl. nur Ley/Brandenberg, in: StbJb 2012/2013, S. 161, 174; Möller-Gosoge/
Rupp, BB 2019, 215, 216.

4  Medienwirksame Beispiele hierzu waren zuletzt u. a. der Carve-out des Verteidi-
gungselektronik-Geschäfts von Airbus zur anschließenden Veräußerung an den Finanz
investor KKR im Frühjahr 2016 (s. etwa FAZ Nr. 68 v. 21.03.2016, S. 22; HB Nr. 56 
v. 21.03.2016, S. 17; SZ v. 23.03.2016, S. 6) bzw. der Spin-off der Energiesparte von 
Siemens, die im Herbst 2020 als Siemens Energy AG an die Frankfurter Börse ging 
(s.  etwa HB Nr. 182 v. 21.09.2020, S. 22; SZ v. 26.09.2020, S. 23; FAZ Nr. 227 
v. 29.09.2020, S. 23).

5  S. näher dazu aus steuerlicher Sicht Baldamus, in: VGR, Gesellschaftsrecht in der 
Diskussion 2012, S. 79, 98 ff.; M. Fischer, in: MüKo-AktG, A. Die Europäische Ge-
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Doch der umwandlungssteuerliche Teilbetrieb ist ein unbestimmter Rechts-
begriff, der für sich genommen nicht subsumtionsfähig ist und weiterer Kon-
kretisierung bedarf. Seit jeher ist er in der Umstrukturierungspraxis daher mit 
Planungs- und Rechtsunsicherheiten behaftet7 und wird als Umstrukturie-
rungshindernis kritisiert8. Diese Ausgangslage hat sich besonders durch die 
unionsrechtlichen Einflüsse der Fusionsrichtlinien vom 23.  Juli 19909, vom 
17.  Februar 200510 und vom 19.  Oktober 200911 verschärft: Spätestens seit 
der Umsetzung der Fusionsrichtlinie 2005 in deutsches Recht durch das 
SEStEG im Jahr 2006 und der damit verbundenen „Europäisierung des 
Umwandlungssteuergesetzes“12 stellen die inhaltlichen Anforderungen an ei-
nen umwandlungssteuerlichen Teilbetrieb eine „Dauerbaustelle“13 des Um-
wandlungssteuerrechts dar. Im Vordergrund der wissenschaftlichen Diskus-
sion stand bislang die dogmatische Frage, ob und inwieweit die Auslegung 
des Teilbetriebs im Umwandlungssteuergesetz dem nationalen oder dem unio-

sellschaft III. Die Besteuerung der Societas Europaea (SE), Rn. 62 ff.; G. Jochum, in: 
Habersack/Drinhausen, SE-Recht, E. Steuerrecht der SE, Rn. 120 ff.

6  S. allgemein zu gesellschaftsrechtlichen, steuerlichen sowie betriebswirtschaftli-
chen Beweggründen für Umstrukturierungsmaßnahmen etwa Wunsch, Verschmelzung 
und Spaltung von Kapitalgesellschaften, S. 127 ff.; Klingebiel, in: Klingebiel/Patt/
Krause, Umwandlungssteuerrecht, S. 6 ff.; Stangl, in: Kessler/Kröner/Köhler, Kon-
zernsteuerrecht, § 4, Rn. 202 f.

7  Vgl. bereits W. Fischer, Begriff des Teilbetriebs, S. 24 f. u. S. 31 ff.; Wälzholz, 
Teilbetriebsbegriff, S. 1 f.

8  Vgl. etwa Herzig/Förster, DB 1995, 338, 342; Crezelius, in: FS Widmann, S. 241, 
258; Kupfer, Teilbetriebserfordernis, S. 3; Hölzle, Besteuerung stiller Reserven, 
S. 158 ff. u. S. 192.

9  Richtlinie 1990/434/EWG des Rates v. 23.07.1990 über das gemeinsame Steuer-
system für Fusionen, Spaltungen, die Einbringung von Unternehmensteilen und den 
Austausch von Anteilen, die Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten betreffen, 
ABl. 1990 L-225/1 (im Folgenden: „Fusionsrichtlinie 1990“).

10  Richtlinie 2005/19/EG des Rates v. 17.02.2005 zur Änderung der Richtlinie 
90/434/EWG über das gemeinsame Steuersystem für Fusionen, Spaltungen, die Ein-
bringung von Unternehmensteilen und den Austausch von Anteilen, die Gesellschaften 
verschiedener Mitgliedstaaten betreffen, ABl. 2005 L-58/19 (im Folgenden: „Fusions-
richtlinie 2005“).

11  Richtlinie 2009/133/EG des Rates v. 19.10.2009 über das gemeinsame Steuer-
system für Fusionen, Spaltungen, Abspaltungen, die Einbringung von Unternehmens-
teilen und den Austausch von Anteilen, die Gesellschaften verschiedener Mitglied-
staaten betreffen, sowie für die Verlegung des Sitzes einer Europäischen Gesellschaft 
oder einer Europäischen Genossenschaft von einem Mitgliedstaat in einen anderen 
Mitgliedstaat, ABl.  2009 L-310/34 (im Folgenden: „Fusionsrichtlinie 2009“ und zu-
sammen mit der Fusionsrichtlinie 1990 und der Fusionsrichtlinie 2005 „Fusionsricht-
linie“).

12  Jüngst dazu z. B. Herzig, in: FS Kessler, S. 431, 434.
13  So Herlinghaus, in: FS Meilicke, S. 159, 160.
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nalen Teilbetriebsverständnis folgt und welcher Beurteilungszeitpunkt maß-
geblich ist.14

Dabei wird häufig die Perspektive des auf Grundlage der Rechtsprechung 
bzw. Verwaltungsauffassung planenden Steuerpflichtigen und seines steuerli-
chen Beraters vernachlässigt. Mangels einschlägiger Rechtsprechung und in-
folge eines allenfalls halbherzigen Bekenntnisses der Finanzverwaltung zum 
unionalen Teilbetriebsverständnis ist die Rechtslage für den nach Rechts
sicherheit strebenden Steuerpflichtigen (und in einem ähnlichen Ausmaß auch 
für die zur gleichmäßigen Steuerrechtsanwendung verpflichtete Finanzver-
waltung) inzwischen derart verzwickt, dass man es nur mit den Worten De-
sens auszudrücken vermag: „Je länger man darüber nachdenkt, was ein Teil-
betrieb begrifflich voraussetzt, desto weniger weiß man.“15 Insbesondere der 
sich aufdrängende Verdacht, dass die teilbetriebsbezogene Rechtsfindung in 
der Umstrukturierungspraxis in Konflikt mit dem Prinzip der Planungs- und 
Rechtssicherheit gerät und die Thematik damit eine verfassungsrechtliche 
Dimension hat,16 ist bislang noch nicht umfassend untersucht. Nicht zuletzt 
deshalb blieb bis heute auch der nähere wissenschaftliche Blick auf die Frage 
verstellt, ob und inwiefern in der Rechtspraxis eine rechtssichere Anwendung 
des umwandlungssteuerlichen Teilbetriebs gewährleistet werden kann und ob 
dafür nicht möglicherweise rechtspolitischer Handlungsbedarf17 besteht.

Kernanliegen der vorliegenden Untersuchung ist es, diese Lücken zu 
schließen. Diese Arbeit widmet sich also insbesondere den bislang wissen-
schaftlich kaum erörterten rechtspraktischen Implikationen der derzeitigen 
teilbetriebsbezogenen Rechtslage, insbesondere unter Berücksichtigung des 
im Umwandlungssteuererlass vom 11. November 201118 zum Ausdruck kom-
menden Teilbetriebsverständnisses der Finanzverwaltung.19 Letzteres ist mit 

14  Davon zeugen exemplarisch die zahlreichen zu dieser Problematik in der jünge-
ren Vergangenheit erschienenen Monografien: Langheim, Einbringung von Unterneh-
mensteilen (2008); Graw, Teilbetrieb (2013); Sondermann, Teilbetriebsbegriff (2015); 
Rödel, Teilbetriebsbegriff (2016); Zapf, Europäisierung des Teilbetriebsbegriffs (2016); 
Maetz, Teilbetrieb (2017); Lüninghöner, Teilbetrieb (2019).

15  So Desens Diskussionsbeitrag auf der 44. Jahrestagung der DStJG in Hamburg 
im September 2019 (s. Hennrichs, DStJG Bd. 43 (2020), S. 309).

16  So in Ansätzen z. B. Hey, in: FS P. Kirchhof 2013, S. 1657, 1663; Graw, Teilbe-
trieb, S. 8 u. 60; Zapf, Europäisierung des Teilbetriebsbegriffs, S. 82 f.; Pohl, in: DStJG 
Bd. 43 (2020), S. 13, 21 f.

17  Ein solcher klang etwa in Drüens Diskussionsbeitrag auf der 67.  Steuerrecht
lichen Jahresarbeitstagung der Arbeitsgemeinschaft der Fachanwälte für Steuer-
recht e. V. in Wiesbaden im Mai 2016 an (s. Drüen, JbFStR 2016/2017, S. 77).

18  BMF, Schr. v. 11.11.2011, IV C 2 – S 1978 – b/08/10001, BStBl. I 2011, 1314 
(im Folgenden: „Umwandlungssteuererlass 2011“).

19  Der mit Schr. v. 11.10.2023 vom BMF (IV C 2  – S 1978/19/10001) zur Ver-
bandsanhörung veröffentlichte, mit den obersten Finanzbehörden der Länder abge-




